
 

Erläuternder Bericht des Vorstands gemäß § 176 Abs. 1 S. 1 AktG zu den über-
nahmerechtlichen Angaben nach §§ 289 Abs. 4 und 315 Abs. 4 HGB in den Be-
richten über die Lage der Beiersdorf Aktiengesellschaft und des Konzerns für 
das Geschäftsjahr 2015 
 

 
Gemäß § 176 Abs. 1 S. 1 AktG erstattet der Vorstand der Beiersdorf Aktiengesellschaft 
nachfolgend einen erläuternden Bericht zu den übernahmerechtlichen Angaben in den 
Lageberichten des Konzerns und der Einzelgesellschaft nach §§ 289 Abs. 4 und 315 
Abs. 4 HGB: 
 
1. Das gezeichnete Kapital (Grundkapital) der Gesellschaft beträgt unverändert 

252 Mio. Euro. Es ist in 252 Mio. auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt, 
die am Grundkapital der Gesellschaft jeweils mit einem anteiligen Betrag von 
1 Euro beteiligt sind. Die Stückaktien gewähren jeweils die gleichen Rechte, insbe-
sondere gleiche Stimmrechte. Keinem Aktionär und keiner Aktionärsgruppe stehen 
Sonderrechte zu. 

 
2. Die Aktionäre der Beiersdorf Aktiengesellschaft sind im Hinblick auf den Erwerb 

oder die Veräußerung von Aktien der Gesellschaft nicht durch die Satzung be-
schränkt. Der Erwerb und die Veräußerung von Aktien bedürfen zu ihrer Wirksam-
keit insbesondere nicht der Zustimmung durch Organe der Gesellschaft. Auch 
sonstige Beschränkungen, die die Übertragbarkeit von Aktien der Gesellschaft be-
treffen, sind dem Vorstand nicht bekannt. 
Das Stimmrecht der Aktionäre unterliegt nach Kenntnis des Vorstands mit Aus-
nahme eventueller gesetzlicher Stimmverbote keinen Beschränkungen. Die 
Stimmrechte sind nicht auf eine bestimmte Anzahl von Aktien oder eine bestimmte 
Stimmenzahl begrenzt. Sämtliche Aktionäre, die sich rechtzeitig zur Hauptver-
sammlung angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben, sind zur Ab-
gabe des Stimmrechts aus allen von ihnen gehaltenen und angemeldeten Aktien 
berechtigt. Nicht stimm- und dividendenberechtigt sind gemäß § 71b AktG die von 
der Beiersdorf Aktiengesellschaft gegenwärtig gehaltenen 25.181.016 Stückaktien 
(entsprechend rund 9,99 % des Grundkapitals der Gesellschaft). 
 

3. Der Gesellschaft wurde mitgeteilt, dass die Tchibo Beteiligungsgesellschaft mbH, 
Hamburg, (nunmehr firmierend unter BBG Beteiligungsgesellschaft mbH) seit dem 
22. Dezember 2004 unter Berücksichtigung des am 3. Februar 2004 vollzogenen 
Aktienrückkaufprogramms der Beiersdorf Aktiengesellschaft und unter Zurechnung 
der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft gehaltenen 9,99 % eigenen Aktien nach 
§ 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 i. V. m. S. 3 WpHG einen Stimmrechtsanteil von 60,45 % an 
der Beiersdorf Aktiengesellschaft hält, wobei die von der Beiersdorf Aktiengesell-
schaft gehaltenen eigenen Aktien gemäß § 71b AktG weder stimm- noch dividen-
denberechtigt sind. Diese Stimmrechte werden der maxingvest ag, Hamburg, nach 
§ 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 i.V.m. S. 3 WpHG in voller Höhe zugerechnet. 



Außerdem findet nach § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 i.V.m. S. 3 WpHG eine Zurechnung 
dieser Stimmrechte in voller Höhe zu nachfolgend aufgeführten Personen und Ge-
sellschaften statt: 

• SPM Beteiligungs- und Verwaltungs GmbH, Norderstedt 
• E.H. Grundstücksverwaltungsgesellschaft mbH, Norderstedt 
• Scintia Vermögensverwaltungs GmbH, Norderstedt 
• Trivium Vermögensverwaltungs GmbH, Norderstedt 
• Herr Wolfgang Herz, Deutschland 
• Max und Ingeburg Herz Stiftung, Norderstedt 
• Herr Michael Herz, Deutschland 

 
Darüber hinaus hat Herr Michael Herz, Deutschland, der Gesellschaft mitgeteilt, 
dass ihm 50,998 % der Aktien an der Beiersdorf Aktiengesellschaft zustehen. Unter 
Zurechnung der von der Gesellschaft gehaltenen 9,99 % eigenen Aktien, die ge-
mäß § 71b AktG weder stimm- noch dividendenberechtigt sind, beläuft sich sein 
Stimmrechtsanteil auf 60,99 %. 
 
Weitere direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die zehn Prozent der 
Stimmrechte überschreiten, bestehen nach Kenntnis des Vorstands nicht. 
 

4. Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, hat die Gesellschaft 
nicht ausgegeben. 

 
5. Es besteht auch keine Beteiligung von Arbeitnehmern am Kapital, aus der die Ar-

beitnehmer ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben können. 
 
6. Die Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands erfolgt gemäß §§ 84, 

85 AktG, § 31 MitbestG und § 7 der Satzung. Danach bestellt der Aufsichtsrat die 
Vorstandsmitglieder und zwar maximal für die Dauer von fünf Jahren. Erneute Be-
stellungen – jeweils für höchstens fünf Jahre – sind zulässig. Gemäß § 7 Abs. 1 
der Satzung besteht der Vorstand aus mindestens drei Personen; im Übrigen be-
stimmt der Aufsichtsrat die Anzahl der Vorstandsmitglieder. Nach § 31 MitbestG ist 
für die Bestellung von Vorstandsmitgliedern eine Mehrheit von mindestens zwei 
Dritteln der Mitglieder des Aufsichtsrats erforderlich. Kommt hiernach eine Bestel-
lung nicht zustande, hat der Vermittlungsausschuss des Aufsichtsrats innerhalb ei-
nes Monats nach der Abstimmung dem Aufsichtsrat einen Vorschlag für die Bestel-
lung zu machen. Der Aufsichtsrat bestellt dann die Mitglieder des Vorstands mit der 
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. Kommt auch hiernach eine Bestellung 
nicht zustande, hat bei einer erneuten Abstimmung der Aufsichtsratsvorsitzende 
zwei Stimmen. Der Aufsichtsrat kann gemäß § 84 Abs. 2 AktG und § 7 Abs. 2 der 
Satzung ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Nach 
§ 85 Abs. 1 AktG wird ein Vorstandsmitglied in dringenden Fällen auf Antrag eines 
Beteiligten gerichtlich bestellt, wenn ein erforderliches Vorstandsmitglied fehlt. 
Liegt ein wichtiger Grund vor, kann der Aufsichtsrat nach § 84 Abs. 3 AktG die 
Bestellung zum Vorstandsmitglied und die Ernennung zum Vorstandsvorsitzenden 
widerrufen. Für den Widerruf der Bestellung von Vorstandsmitgliedern gilt gemäß 
§ 31 Abs. 5 MitbestG das oben beschriebene Verfahren für die Bestellung von Vor-
standsmitgliedern entsprechend. 
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Die Änderung der Satzung erfolgt nach den §§ 179, 133 AktG sowie § 16 der Sat-
zung und erfordert – entsprechend den gesetzlichen Vorschriften – einen Haupt-
versammlungsbeschluss, der mit einfacher Stimmenmehrheit sowie mit einer Drei-
viertelmehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst 
werden muss. Die Änderung der Satzung wird mit der Eintragung im Handelsregis-
ter wirksam. Nach § 16 der Satzung ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen 
und Ergänzungen der Satzung zu beschließen, soweit diese nur die Fassung be-
treffen. Gemäß § 5 Abs. 6 der Satzung ist der Aufsichtsrat insbesondere ermäch-
tigt, § 5 der Satzung (Grundkapital) jeweils nach Ausnutzung von genehmigtem 
oder bedingtem Kapital entsprechend zu ändern und neu zu fassen. 
 

7. Die Hauptversammlung hat am 31. März 2015 den Vorstand ermächtigt, das 
Grundkapital in der Zeit bis zum 30. März 2020 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
um bis zu insgesamt 92 Mio. Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe 
neuer auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen. Die Ausnutzung dieses 
genehmigten Kapitals kann bis zu einem Betrag von 42 Mio. Euro des Grundkapi-
tals (genehmigtes Kapital I) und bis zu einem Betrag von weiteren 25 Mio. Euro des 
Grundkapitals (genehmigtes Kapital II) gegen Bareinlage und bis zu einem Betrag 
von weiteren 25 Mio. Euro des Grundkapitals (genehmigtes Kapital III) gegen Bar- 
oder Sacheinlage erfolgen. Die Gewinnberechtigung neuer Aktien kann abwei-
chend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 
Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Das Bezugsrecht kann jedoch 
durch den Vorstand in folgenden Fällen mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausge-
schlossen werden: 
(1)  zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen entstehen-

den Spitzenbeträgen (genehmigte Kapitalien I, II, III); 
(2)  soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Ak-

tiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibun-
gen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der 
Wandlungspflicht zustehen würde (genehmigte Kapitalien I, II, III); 

(3)  wenn der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals zehn von Hundert des 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung bzw. – falls dieser Wert 
niedriger ist – im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grund-
kapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-
gung des Ausgabebetrags, welche möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien 
erfolgen soll, nicht wesentlich unterschreitet. Sofern während der Laufzeit des 
genehmigten Kapitals von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Ver-
äußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den 
Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Ge-
brauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 
10 %-Grenze anzurechnen (genehmigtes Kapital II); 
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(4) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen (ge-
nehmigtes Kapital III). 

Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf 
der Vorstand nur in einem solchen Umfang gebrauch machen, dass der anteilige 
Betrag der insgesamt unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigungen noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigungen 20 % des Grundkapitals überschreitet. 
Sofern während der Laufzeit der genehmigten Kapitalia bis zu ihrer Ausnutzung 
von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der 
Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesell-
schaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Be-
zugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte Grenze an-
zurechnen. 
Der Vorstand wurde ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung und ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 
Die Hauptversammlung hat am 31. März 2015 ferner beschlossen, das Grundka-
pital um bis zu insgesamt 42 Mio. Euro, eingeteilt in bis zu 42 Mio. auf den Inhaber 
lautende Stückaktien,  bedingt zu erhöhen. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nach 
dem zu Grunde liegenden Hauptversammlungsbeschluss nur insoweit durchge-
führt, wie 
(1) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- und/oder Optionsrechten, die mit 

den von der Beiersdorf Aktiengesellschaft oder deren unmittelbaren oder mit-
telbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften bis zum 30. März 2020 auszuge-
benden Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen verbunden sind, von 
ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen oder wie 

(2) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Beiersdorf 
Aktiengesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaften bis zum 30. März 2020 auszugebenden Wandelschuld-
verschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen 

und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Anleihebedingungen dafür benötigt 
wird.  
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wand-
lungspflichten entstehen, am Gewinn teil. 
Der Vorstand wurde ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 
Eine Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im vorge-
nannten Sinne ist bislang nicht erfolgt. 
Außerdem hat die Hauptversammlung am 31. März 2015 die Gesellschaft ermäch-
tigt, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in der Zeit bis zum 30. März 2020 eigene Aktien 
im Umfang von insgesamt bis zu zehn vom Hundert des derzeitigen Grundkapitals 
zu erwerben. Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe eines Verkaufsangebots. Der Vorstand wurde ermächtigt, die aufgrund 
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der vorstehenden oder einer vorhergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen 
Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre auch in anderer Weise als über die Börse oder durch 
Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, soweit diese Aktien gegen Barzahlung zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschrei-
tet. Der Vorstand wurde ferner ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder ei-
ner vorhergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats ganz oder teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-
tionäre gegen Sachleistung zu veräußern, insbesondere zur Verwendung als Ge-
gen- oder Teilgegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich 
der Erhöhung von Beteiligungen) oder Unternehmensteilen. Zudem kann der Vor-
stand diese eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwenden, um die Bezugs- und 
/ oder Umtauschrechte aus von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Op-
tionsschuldverschreibungen zu erfüllen. Darüber hinaus wurde der Vorstand er-
mächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit dies für den Fall 
der Veräußerung eigener Aktien an alle Aktionäre erforderlich ist, um entstehende 
Spitzenbeträge auszugleichen. Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Aus-
schluss des Bezugsrechts darf der Vorstand nur in einem solchen Umfang Ge-
brauch machen, dass der anteilige Betrag der insgesamt bezugsrechtsfrei verwen-
deten Aktien weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigungen 20 % des Grundkapitals 
überschreitet. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung zur Verwendung 
eigener Aktien von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung 
von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von 
Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht 
und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend ge-
nannte Grenze anzurechnen. Schließlich ist der Vorstand ermächtigt worden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund der vorstehenden oder einer vorherge-
henden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversamm-
lungsbeschluss einzuziehen.  
Durch die Schaffung des genehmigten und bedingten Kapitals soll die Gesellschaft 
in die Lage versetzt werden, schnell und flexibel auf Wachstumsmöglichkeiten und 
Möglichkeiten am Kapitalmarkt reagieren zu können. Die Ermächtigung zum Er-
werb und zur Verwendung eigener Aktien ermöglicht es der Gesellschaft, insbe-
sondere auch institutionellen oder anderen Investoren, Aktien der Gesellschaft an-
zubieten und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft zu erweitern, sowie die er-
worbenen eigenen Aktien als Gegen- oder Teilgegenleistung für den Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen (einschließlich der Erhöhung von Be-
teiligungen) oder Unternehmensteilen oder im Rahmen von Unternehmenszusam-
menschlüssen, d.h. gegen Sachleistung, zu begeben. 
 

8. Es bestehen keine wesentlichen Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter der 
Bedingung eines Kontrollwechsels in Folge eines Übernahmeangebotes stehen. 
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9. Es gibt keine Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die für den Fall ei-
nes Übernahmeangebots mit den Mitgliedern des Vorstands oder Arbeitnehmern 
getroffen wurden. 

 
 
 
Hamburg, 2. Februar 2016 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft 
 
 
 
_________________________   ____________________________ 
Stefan F. Heidenreich    Dr. Ulrich Schmidt 
 
 
 
__________________________    __________________________ 
Jesper Andersen Ralph Gusko  
 
 
 
__________________________   __________________________ 
Thomas Ingelfinger Zhengrong Liu 
 
 
 
__________________________ 
Stefan De Loecker  
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